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Zwangsarbeiter gesucht
Die katholische Kirche will der staat-

lichen Stiftung zur Entschädigung
von NS-Zwangsarbeitern zuvorkom-
men. Nachdem sie in der Vergangenheit
wegen ihres verspäteten Eingeständnis-
ses heftiger Kritik ausgesetzt war, 
sollen schon im Oktober die ersten Ent-
schädigungen an ihre ehemaligen
Zwangsarbeiter ausgezahlt werden.
Insgesamt stehen dafür fünf Millio-
nen Mark zur Verfügung. Betroffe-
ne  „erhalten in der Regel eine ein-
malige Leistung in Höhe von 5000
Mark“, im Einzelfall auch mehr –
so die Vergaberichtlinien, die auf
der Herbst-Vollversammlung der
Bischöfe in Fulda in dieser Woche
beschlossen werden. Die Gelder
sollen ausschließlich über die ka-
tholischen Hilfswerke Caritas und
Renovabis direkt an die Betroffe-
nen verteilt werden. Dabei will Zwa
d e r  s p i e g e l
man, „möglichst unbürokratisch und
großzügig vorgehen“. Die katholischen
Bischöfe schätzen die Zahl der noch 
lebenden ehemaligen Zwangsarbeiter
auf 200 bis 300. Nach ihnen wird jetzt
vor allem in Osteuropa gefahndet. Bei
nach dem 15. Februar 1999 Verstorbe-
nen erhalten Ehepartner oder Kinder
die Entschädigung. Bislang hat erst 
ein Betroffener aus Kanada Ansprüche
angemeldet.
S T E U E R F A H N D U N G

Neue Ermittlungen gegen Kiep
Vergangenen Donnerstag haben hessische Steuerfahnder die Villa des früheren

CDU-Bundesschatzmeisters Walther Leisler Kiep in Kronberg und dessen
Büroräume in Frankfurt durchsucht. Grund: Die Frankfurter Staatsanwaltschaft hat
gegen den Ex-Politiker ein neues Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der

Steuerhinterziehung
eingeleitet. Nach Ein-
schätzung früherer Weg-
gefährten gehen die Er-
mittler der Frage nach,
ob Kiep von der Auflö-
sung einer CDU-
Schwarzgeldquelle, der
Liechtensteiner Stiftung
„Norfolk“, finanziell
profitiert habe. Von den
auf einem Konto der
Stiftung zu diesem Zeit-
punkt noch vorhande-
nen rund 1,5 Millionen
Schweizer Franken soll
Kiep rund 500000 Fran-
ken erhalten haben.
Entsprechende Angaben
hatten der frühere
CDU-Generalbevoll-
mächtigte Uwe Lüthje
und CDU-Finanzberater
Horst Weyrauch ge-
macht. Lüthje und Wey-
rauch wollen sich die
restliche Million geteilt
haben. Kiep bestreitet
die Entgegennahme des
Geldes. Kiep
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